
KRANKEN- UND UNFALLFÜRSORGE 

DER TIROLER GEMEINDEBEAMTEN 

6020 Innsbruck    Adamgasse 7a    Tel.: 0512/572838/16 

 

Innsbruck, am 5.12.2025 

 

Zahl: KUF – 2/246/2025 

 

 

 

N I E D E R S C H R I F T 

 

 

 

über die 8. (130.) Sitzung des Verbandsausschusses der Kranken- und Unfallfürsorge der 

Tiroler Gemeindebeamten vom 2.12.2025. 

 

Beginn der Sitzung:    9,20 Uhr 

Ende der Sitzung:    9,45 Uhr 

 

 

Anwesend: 

Bgm. Mag. Krumschnabel Martin, Kufstein, Obmann 

Bgm. Sieberer Paul, Hopfgarten i.Br., Stellvertreter 

Bgm. Mag. Schöpf Ernst, Sölden  

Bgm. Mayerl Martin, Dölsach 

Bgm. Mag. Walch Josef, Inzing 

Bgm. Mag. Öfner Thomas, Zirl 

Bgm. Schubert Karl-Josef, Vomp 

Bgm.in Mag.a Wolf Eva, Lechaschau 

Bgm. Ladner Helmut, Kappl 

Dr. Wieser Andreas, Gemeindeabteilung 

Peterlini Christian, Schriftführer 

Neuhauser Martina 

 

Entschuldigt: 

Bgm. Köck Markus, Ehrwald 

Bgm. Mayer Herbert, Landeck 

 

 

Der Gemeindeverbandsobmann Bürgermeister Mag. Krumschnabel Martin eröffnet die 

Sitzung, begrüßt die Bürgermeister und stellt fest, dass die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

Gegen die vorliegende Tagesordnung werden keine Einwendungen erhoben. 

 

 

 

Zu Punkt 1) der Tagesordnung: 

 

Die Niederschrift 7 (129) vom 18.3.2025, die allen Mitgliedern schriftlich zugegangen sind, 

wird einstimmig genehmigt. 

 



 2 

 

 

 

Zu Punkt 2) der Tagesordnung: 

 

Der Geschäftsführer berichtet, dass mehrere oberösterreichische Krankenversicherungsträger 

mit dem orthopädischen Rehabilitationszentrum Klinik Rosenhof in Bad Birnbach 

(Deutschland) eine Abrechnungsvereinbarung abgeschlossen haben.  

 

Die Klinik Rosenhof GmbH & CO. Betriebs KG als Trägerin des orthopädischen 

Rehabilitationszentrum hat nun eine Abrechnungsvereinbarung für die drei Tiroler 

Krankenfürsorgen betreffend Durchführung von bewilligten stationären 

Rehabilitationsaufenthalten der KUF-Versicherten vorgelegt. Die Abrechnung erfolgt analog 

der Vereinbarung mit den oberösterreichische Krankenversicherungsträgern. Der derzeit 

geltende Tagsatz beträgt € 210,77. 

 

Vom Verbandsausschuss wird einstimmig beschlossen, die Abrechnungsvereinbarung mit dem 

orthopädischen Rehabilitationszentrum Klinik Rosenhof abzuschließen. 

 

 

 

Zu Punkt 3) der Tagesordnung: 

 

Aufgrund der Neuanstellung einer Mitarbeiterin ab 1.7.2025 war es notwendig einen weiteren 

Computer anzuschaffen. Der Computer wurde bei der KUFGem gekauft, wobei sich die Kosten 

samt Einbindung ins bestehende System auf insgesamt € 1.549,50 belaufen.  

 

Dieser Kauf wurde in der Sitzung des Verbandsauschusses des Gemeindeverbandes für das 

Pensionsrecht der Tiroler Gemeindebeamten am 17.6.2025 bereits einstimmig beschlossen. 

 

Vom Verbandsausschuss wird einstimmig beschlossen, den Kauf des Computers nachträglich 

zu genehmigen. Von der Krankenfürsorge und dem Bürgermeisterfonds sind dem 

Pensionsfonds jeweils ein Drittel der einmaligen und der laufenden Kosten zu ersetzen. 

 

 

 

Zu Punkt 4) der Tagesordnung: 

 

Laut VRV 2015 sind Voranschläge und Rechnungsabschlüsse von Gebietskörperschaften 

barrierefrei im Internet zur Verfügung zu stellen. Weiters sind ab 1.9.2025 auch die 

Niederschriften der Sitzungen des Verbandsausschusses im Internet zu veröffentlichen. Für die 

Prüfung der Amtssignatur ist es ebenfalls notwendig, diese auf der Homepage bekannt zu 

machen. 

 

Vom Verbandsauschuss des Gemeindeverbandes für das Pensionsrecht der Tiroler 

Gemeindebeamten wurde in der Sitzung vom 17.6.2025 bereits einstimmig beschlossen, vom 

Angebot der KUFGem für die Homepage der drei Zweckverbände mit einmaligen Kosten in 

Höhe von € 2.604,00 und einem monatlichen Entgelt von € 6,31 Gebrauch zu machen. 

 

Vom Verbandsausschuss wird einstimmig beschlossen, die Einrichtung einer Homepage für die 

drei Zweckverbände nachträglich zu genehmigen. Von der Krankenfürsorge und dem  

Bürgermeisterfonds sind dem Pensionsfonds jeweils ein Drittel der einmaligen und der 

laufenden Kosten zu ersetzen. 
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Zu Punkt 5) der Tagesordnung: 

 

Zu a): 

Geschäftsführer Peterlini führt vorerst an, dass den Bediensteten des Gemeindeverbandes mit 

Beschluss des Verbandsausschusses vom 18.4.1991 ein Essenszuschuss nach der Regelung des 

Landes Tirol gewährt wurde. Beim Land Tirol wurde der Essenszuschuss bereits ab 1.7.2024 

von täglich € 4,00 auf täglich € 6,00 angehoben. 

 

Der Verbandsobmann stellt sodann den Antrag, den Essenszuschuss für die Bediensteten ab 

1.1.2025 an die Regelung des Landes Tirol anzugleichen. 

 

Vom Verbandsausschuss wird sodann einstimmig beschlossen, den Essenszuschuss für die 

Bediensteten ab 1.1.2025 von derzeit täglich € 4,00 auf täglich € 6,00 zu erhöhen. 

 

Zu b): 

In der Sitzung des Verbandsauschusses des Gemeindeverbandes für das Pensionsrecht der 

Tiroler Gemeindebeamten vom 17.6.2025 wurde die Anstellung einer neuen Mitarbeiterin 

(Neuhauser Martina) ab 1.7.2025 einstimmig beschlossen. Die Aufteilung der Lohnkosten 

wurde wie folgt festgelegt: 

 

1. PENSF 45 % 

2. KUF  45 % 

3. BGMF  10 % 

 

Vom Verbandsausschuss wird der o.a. Aufteilungsschlüssel der Lohnkosten von Neuhauser 

Martina ab 1.7.2025 einstimmig beschlossen. 

 

 

 

Zu Punkt 6) der Tagesordnung: 

 

Für das Jahr 2025 werden nachstehende Haushaltsüberschreitungen einstimmig genehmigt: 

 

H
W 

Ansatz Post Postbezeichnung 
Voranschlag 

2025 

Buchungen 
bis 

31.10.2025 

Über-
schreitung 

Gemeindeverband       

1 018010 752000 Ausfallsleistung 49.800,00  50.368,66  568,66  

1 018010 042000 Amtsausstattung 0,00  516,50  516,50  

1 018010 070000 Aktivierungsfäh. Rechte (immaterielle Vermögensw.) 0,00  358,80  358,80  

      Summe 49.800,00  51.243,96  1.443,96  

Deckung:       

Minderausgaben 
     

1 018010 723000 Repräsentationsausgaben 2.200,00  755,90  1.444,10  

      Summe 2.200,00  755,90  1.444,10  
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Beim Abschnitt „Krankenfürsorge“ sind noch weitere Haushaltsüberschreitungen angefallen, 

deren genaue Höhe erst bei der Erstellung des Rechnungsabschlusses 2025 ermittelt werden 

können. Diese Überschreitungen werden daher bei der nächsten Sitzung zur Beschlussfassung 

vorgelegt. Eine entsprechende Deckung wird jedenfalls durch diverse Minderausgaben bzw. 

Mehreinnahmen oder durch liquide Mittel gegeben sein. 

 

Vom Verbandsausschuss wird dies zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

Zu Punkt 7) der Tagesordnung: 

 

Der Verbandsobmann führt an, dass der gesamte Entwurf des Voranschlages 2026 und der 

Detailnachweis des Ergebnis- und Finanzierungshaushaltes allen Mitgliedern per E-Mail 

übermittelt wurde. Die Verwaltungskommission hat den Voranschlag in der Sitzung vom 

14.10.2025 bereits beschlossen. Im Anschluss ersucht er den Geschäftsführer, den Voran-

schlag näher zu erläutern.  

 

 

Peterlini zeigt vorerst die Entwicklung des Versichertenstandes auf: 

 

Versicherte 
Stand           

1.11.2024 

Stand           

1.11.2025 

Differenz 2024 

auf 2025 

Insgesamt 1284 1248 -36 

Hauptversicherte 719 704 -15 

Aktive 134 121 -13 

Pensionisten 585 583 -2 

Angehörige 565 544 -21 

davon Überlinge 383 356 -27 

 

Der Versichertenstand hat sich demnach im Zeitraum vom 1.11.2024 bis 1.11.2025 um 36 

Personen (2,8 %) verringert. Weiters geht aus der obigen Aufstellung hervor, dass ca. 65,4 % 

aller Angehörigen (Gattinnen und Kinder) eine eigene Pflichtversicherung aufweisen.  

 

Die Pragmatisierungen der letzten Jahre sehen wie folgt aus: 

2021   1 Pragmatisierung 

2022   5 Pragmatisierungen 

2023   2 Pragmatisierungen 

2024   4 Pragmatisierungen 

1-11/2025  5 Pragmatisierungen 

 

Im Anschluss daran wird der Voranschlag 2026 näher erläutert: 

Unterabschnitte „Gemeindeverband und Unfallfürsorge“ 

Die Ausgaben für den Unterabschnitt „Gemeindeverband“ (vor allem Personal- und 

Verwaltungsaufwand), sowie die Ausgaben für die „Unfallfürsorge“ sind nach § 83 Abs. 3 

GKUFG 1998 von den Gemeinden zu tragen. 
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Beim Abschnitt „Gemeindeverband“ wird es im Jahr 2026 zu einer Ausgabenreduktion 

kommen. Diese Verringerung ist vor allem auf die im Jahr 2025 angefallenen Kosten für das 

neue KUFIS-Abrechnungsprogramm zurückzuführen. Bei der „Unfallfürsorge“ werden sich 

die Ausgaben 2026 gegenüber dem heurigen Jahr aufgrund von zwei Abgängen entsprechend 

verringern. 

 

Unterabschnitt „Krankenfürsorge“ 

Peterlini führt vorerst an, dass für das Jahr 2025 ein Überschuss in Höhe von € 38.000,00 

veranschlagt wurde. Nach Hochrechnung der Ausgaben – die aufgrund des Zahlenmaterials der 

letzten 5 Jahre vorgenommen wurde – wird sich für das Jahr 2025 ein Überschuss von 

voraussichtlich ca. € 117.000,00 ergeben. Es sind jedoch Abweichungen von bis zu                                        

+/- € 30.000,00 möglich, da sich eine genaue Schätzung der Ausgaben wegen des niedrigen 

Versichertenstandes und den damit verbundenen „Ausreißern“ äußerst schwierig gestaltet. Im 

Jahr 2024 hat sich ein Überschuss von € 74.836,29 ergeben.  

 

Einnahmen: 

Laut Ergebnis der Gehaltsverhandlungen für das Jahr 2026 werden die Gehälter im öffentlichen 

Dienst ab 1.7.2026 um 3,30 % erhöht. Für die  Berechnung der KUF-Beiträge werden daher 

3,60 % (inklusive Vorrückungen und Beförderungen) angenommen. Die Beiträge der 

Pensionisten werden aufgrund der gesetzlichen Mindervalorisierung (ab einem Betrag von                      

€ 7.023,40 beträgt die Erhöhung nur die Hälfte) um 3,15 % angehoben. Für das Jahr 2026 wird 

daher mit Beiträgen in Höhe von insgesamt € 4.056.200,00 zu rechnen sein. 

 

Bei den Wertpapierzinsen wird ein Betrag von € 119.100,00 veranschlagt. Eine im Jänner 2025 

abgelaufene Anleihe wurde in Form eines mehrjähriges Festgeld veranlagt. 

 

Bei der Beihilfe – Geltendmachung der Umsatzsteuer für Heilmittel, Heilbehelfe usw. beim 

Finanzamt – werden die Einnahmen aufgrund der geringeren Ausgaben im Bereich der 

Heilmittel gegenüber 2025 voraussichtlich sinken und es wird ein Betrag von € 140.000,00 

veranschlagt.  

 

Ausgaben: 

Arzthilfe 

Für das Jahr 2025 wird mit Ausgaben von ca. € 670.000,00 zu rechnen sein (2024:                                              

€ 688.335,90). Aufgrund steigender Tarife wird ein Betrag von € 695.000,00 in Ansatz 

gebracht. 

 

Heilmittel 

Aufgrund der Umstellung der Medikamentenabrechnung ab 1.1.2025 über die Pharmazeutische 

Gehaltskasse und des höheren Selbstbehaltes (Rezeptgebühr) für die Versicherten werden die 

Ausgaben auf voraussichtlich € 890.000,00 sinken (2024: € 1.032.682,16). Für 2026 wird mit 

einer weiteren Ausgabenreduktion zu rechnen sein und ein Betrag von € 755.000,00 

veranschlagt.  
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Physiotherapeutische Behandlungen 

Für das Jahr 2025 wird mit Ausgaben von ca. € 220.000,00 zu rechnen sein (2024:                                         

€ 238.310,93). In den Jahren 2022 bis 2024 waren Ausgabensteigerungen von ca. 18 % zu 

verzeichnen. Für 2026 wird ein Betrag von € 230.000,00 in Ansatz gebracht. 

 

Fachlabor und Kleinlabor 

Die Labortarife wurden seit 1.7.2015 nicht mehr erhöht. 2025 werden die Ausgaben in etwa 

gleicher Höhe wie im Vorjahr ausfallen. Für 2026 wird wiederum ein Betrag von € 165.000,00 

bei den Fachlaboren und € 58.000,00 bei Laboren im niedergelassenen Bereich in Ansatz 

gebracht. 

 

Beiträge zum Tiroler Gesundheitsfonds (TGF) 

Die Beiträge für die Krankenanstaltenfinanzierung für die Jahre 2024 bis 2028 sind gesetzlich 

festgeschrieben (Tiroler Gesundheitsfondsgesetz) und sehen für 2026 eine Steigerung von 3 % 

vor. Es ist daher ein Betrag von € 984.000,00 zu veranschlagen. 

 

Der vorliegende Entwurf des Voranschlages für das Jahr 2026 sieht im Abschnitt 

„Krankenfürsorge“ einen Nettofinanzierungssaldo (Überschuss) in Höhe von € 73.300,00 vor. 

Wie sich in den letzten Jahren gezeigt hat, ist eine Schätzung aufgrund des geringen 

Versichertenstandes jedoch sehr schwierig.  

 

Die Krankenfürsorge wird zum 31.12.2025 bzw. 31.12.2026 voraussichtlich folgenden 

Rücklagenstand aufweisen: 

     Stand 31.12.2025   Stand 31.12.2026 

Wertpapiere (Nennwert) €   4.650.000,00  €   4.650.000,00 

Festgeld   €   1.300.000,00  €   1.300.000,00 

Taggeld   €      300.000,00  €      300.000,00 

insgesamt   €   6.250.000,00  €   6.250.000,00 

 

Aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen sind an Rücklagen mindestens 20,00 % der 

durchschnittlichen Ausgaben der letzten 5 Jahre (Jahre 2020 bis 2024 = ca. € 808.000,00) und 

an Umlaufvermögen ein Betrag in mindestens dreifacher Höhe der durchschnittlichen 

Monatsausgaben des letzten Jahres (Jahr 2024 = ca. € 1.104.000,00), das sind insgesamt                                              

€ 1.912.000,00 bereitzuhalten. 

 

Diese Ausführungen werden vom Verbandsausschuss zur Kenntnis genommen. 

 

Nach weiterer Debatte wird sodann der Voranschlag für das Jahr 2026 mit allen Anlagen und 

Bestandteilen – laut Entwurf vom 11.11.2025 – und mit folgenden Zahlen einstimmig 

genehmigt: 

 

Finanzierungshaushalt: 

Mittelaufbringung   €   4.835.200,00 

Mittelverwendung   €   4.748.400,00 

Differenz    €        86.800,00 
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Ergebnishaushalt: 

Mittelaufbringung   €   4.835.200,00 

Mittelverwendung   €   4.781.300,00 

Differenz    €        53.900,00 

 

 

 

Zu Punkt 8) der Tagesordnung: 

 

Nachdem unter Punkt „Allfälliges“ keine Wortmeldung mehr vorliegt, dankt der 

Verbandsobmann für die sachliche Zusammenarbeit, insbesondere gilt sein Dank den 

Bediensteten des Verbandes, und schließt um 9,45 Uhr die Sitzung. 

 

 

         Der Schriftführer: 

Peterlini Christian 


